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Einführung, terminologische und 
methodologische Vorbemerkungen 

Dem Tatbestandsmerkmal "Wissen" bzw. "Kenntnis"1 kommt im Privatrecht 
große Bedeutung zu. An Wissen knüpfen sich in einer großen Anzahl von Fäl-
len unterschiedliche Rechtsfolgen.2 So verjährt nach § 852 BGB mit Kenntrlis 
von Schaden und Schädiger ein deliktischer Anspruch in drei Jahren. Bei 
Kenntrlis der Unrichtigkeit des Grundbuchs ·scheidet ein gutgläubiger Erwerb 
nach § 892 BGB aus. Bei Kenntrlis von gefahrerheblichen Umständen wieder-
um ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, diese dem Versicherer anzuzeigen 
(§ 16 I 1 VVG). Kennt der Käufer einen Rechts- oder Sachmangel, so hat der 
Verkäufer nach§§ 439, 460 BGB den Mangel nicht zu vertreten.3 

Diese Normen sind zunächst auf die Einzelperson zugeschnitten. In der mo-
dernen Wirtschaftsordnung agieren jedoch nicht nur Einzelpersonen für sich 
selbst. Die wirtschaftliche Realität ist vielmehr geprägt von mehr oder minder 
komplexen arbeitsteiligen Strukturen, die von der Einzelperson, die sich für ein 
Geschäft einer Hilfsperson bedient, bis zu multinationalen Konzernen reichen. 
Berechtigt und verpflichtet aus den Geschäften der Hilfspersonen werden die 
diese einsetzenden Geschäftsherren, seien die Geschäftsherren nun natürliche 
oder juristische Personen. Auf die Hilfspersonen scheint es insofern nicht weiter 
anzukommen. Oft wird eine Hilfsperson aber über Kenntrlisse verfUgen oder 
solche einmal erworben und ggf. in Akten abgelegt haben, die für eine Rechts-
beziehung des Geschäftsherrn relevant sind. In dieser Arbeit soll deshalb erör-
tert werden, wann eine arbeitsteilige Struktur etwas weiß, d. h. wann ihr Kennt-
nisse einer Hilfsperson zugerechnet werden können und müssen, wann ihr Wis-
sen, das sie in Akten gespeichert hat, als bekannt zugerechnet wird und schließ-
lich wann sie rechtlich weiß, obwohl niemand in der Struktur weiß. 

Diese Problemkreise werden in Literatur und Rechtsprechung seit langem und 
in den vergangeneu Jahren mit besonderer Heftigkeit unter den Stichworten 
"Wissenszurechnung" und "Wissenszusanunemechnung" als ein Teilproblem 

Wissen und Kenntnis sind Synonyme. 
2 Vgl. für eine umfangreiche Zusammenstellung die Dissertation von Sallawitz, 

Gleichstellung, S. 14 ff. 
3 Die Aufzählung ist natürlich lediglich beispielhaft. 
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der rechtlichen Behandlung arbeitsteiliger Aktivität diskutiert. Dogmatisch han-
delt es sich dabei um ein Problem des Allgemeinen Teils des Bürgerlichen 
Rechts. 

Für die zunehmende Schärfe der Debatte sind zuvörderst die bedeutenden 
Fortschritte auf dem Gebiet der Datenverarbeitung verantwortlich. Es ist Unter-
nehmen mittlerweile theoretisch möglich, allen Mitarbeitern sämtliche relevan-
ten Informationen durch einen umfassenden Datenahgleich verfügbar zu ma-
chen. Die neuen Teclmiken werden von den Unternehmen im Streben nach den 
entscheidenden Wettbewerbsvorteilen denn auch in großem Umfang eingesetzt. 
Für das Privatrecht stellt sich die Frage, ob die Nutzung der unbegrenzten Mög-
lichkeiten der Informationstechnologie im Belieben der Unternehmen steht oder 
ob diese Möglichkeiten auch Verpflichtungen schaffen. Es sind also Verände-
rungen der äußeren Rahmenbedingungen, die ein grundlegendes Problem der 
rechtlichen Behandlung arbeitsteiliger Aktivität neu ins Bewußtsein gerückt ha-
ben. Während sich nun die Betriebswirtschaftslehre mit der neuen Lust des 
Wissens befaßt, bleibt der Rechtswissenschaft lediglich die Last. 

Es war der BGH, der in den vergangeneo Jahren in einigen grundlegenden 
Entscheidungen4 die Literatur zu Lösungsvorschlägen aufgefordert und so die 
Diskussion von neuem entfacht hat. Der V. Zivilsenat5 hat sich schließlich im 
Jahr 1996 unter vollständiger Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung den Vor-
schlägen von Taupitz und Medicus vom Karlsruher Forum 1994 angeschlos-
sen.6 

Diese Arbeit bemüht sich auf der Grundlage der klassischen Methodenlehre 
um eine eigene und abschließende Konzeption der Wissenszurechnung und 
Wissenszusammenrechnung bei Einzelpersonen und Organisationen. Den Weg 
zu dieser Lösung hat Herbert Hart bereits 1953 in seiner berühmten Antrittsvor-
lesung "Definition and Theory in Jurisprudence"7 als Professor für Jurispru-
dence an der Universität Oxford gewiesen. Die Frage, was ein Unternehmen, 
eine arbeitsteilige Struktur wisse, sei nicht zu beantworten, indem man frage, 
was ein Unternehmen, eine arbeitsteilige Struktur sei. Es handele sich vielmehr 
um eine "debatable legal issue", eine rechtspolitische Entscheidung.S Er führte 
aus: " ... but the important thing is to see that this legal issue, and not some logi-
cal issue, is the character of the question"9• Die Arbeit geht daher für diese 

4 V gl. für diese im einzelnen S. 94 tf. und S. 317 tf. 
5 Vgl. BGH NJW 1996, 1339. 
6 Vgl. hierzu nun Medicus, WuB IV A § 166 1.96, S. 726 f. 
7 LQR 70 (1954), 37 tf. 
s Hart, LQR 70 (1954), 37, 56 f. 
9 Hart, LQR 70 (1954), 37, 57. 
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"debatable legal issue" von den Wertungen der Gesamtrechtsordnung aus und 
kommt so zu einem neuen mehrstufigen Zurechnungsmodell, das die Probleme 
der Wissenszurechnung umfassend löst. 

Es ist nicht Thema der Arbeit, den Begriff "Wissen" fiir die Einzelperson zu 
klären. An einer grundlegenden Untersuchung zu dieser Frage fehlt es zwar bis-
lang10 - angesichts der Vielzahl der Wissensnormen wäre es auch Gegenstand 
einer eigenen Arbeit11 , die Vorschriften zu untersuchen -, doch kann das Pro-
blem, was "Wissen" ist, fiir diese Arbeit dahingestellt bleiben. 12 Es wird sich 
nämlich zeigen, daß sich die Fragen, was "Wissen" ist, und ob es zuzurechnen 
ist, weitgehend trennen lassen, 13 eine grundlegende Untersuchung des Wissens-
begriffs daher keine Voraussetzung fiir eine Lösung der Probleme der Wissens-
zurechnung ist. 

Die Arbeit behandelt nicht besonders die Probleme der Wissenszurechnung 
im Konzern oder gar der Wissenszurechnung in der Lieferanten-Abnehmer-Be-
ziehung.14 Die Beantwortung dieser Fragen setzt zunächst ein allgemeines Kon-
zept der Wissenszurechnung voraus, daß hier entwickelt werden soll. 15 Das hier 
entwickelte Lösungskonzept weist allerdings zumindest die Richtung fiir eine 
Wissenszurechnung im Konzern, da es keine besondere Verfaßtheit der arbeits-
teiligen Struktur voraussetzt, in der Wissen zugerechnet wird, sondern Grund-
lage der Wissenszurechnung die bloße Arbeitsteilung - in welcher Form auch 
immer- ist. 

10 Dies beklagt Medicus, Karlsruher Forum 1994, 4, 5 Fn. 2. Nur kursorische An-
merkungen finden sich bei Schilken, Wissenszurechnung, S. 6 f.; aus:fiihrlicher 
Sallawitz, Gleichstellung, S. 50 ff., der verschiedene Normen auf den erforderlichen 
Grad der subjektiven Gewißheit hin untersucht. 

II Wenn nicht gar eines größeren Projekts. 
12 Einige Bemerkungen zum Begriff "Wissen" finden sich gleichwohl aufS. 196 ff., 

diese dienen jedoch nur dazu, den Wissensbegriff von Medicus zu widerlegen, und er-
heben nicht den Anspruch, eine grundlegende Untersuchung darzustellen. 

13 Vgl. für den Einfluß der Einzelnorm auf die Wissenszurechnung nach dem hier 
vorgeschlagenen Wissenszurechnungsmodell S. 275 ff. und S. 285 f. 

14 Vgl. zum Problem der Wissenszurechnung im Konzern Bork, ZGR 1994, 237, 
255 f. ; Drexl, ZHR 161 (1997), 491 ff. Vgl. für die Probleme der Wissenszurechnung 
im Konzern und im Rahmen der Lieferanten-Abnehmer-Beziehung auch Koller, 
JZ 1998, 75, 79 und ders., Anm. zu BGH LM § 166 BGB Nr. 36, Blatt 5. Koller weist 
darauf hin, daß eine strenge Wissenszurechnung innerhalb von Organisationen zu weite-
rem "outsourcing" fUhren kann. 

15 So unterstellt auch Drexl (ZHR 161 (1997), 491, 494) in seiner Abhandlung die 
Grundsätze der Rechtsprechung über die Wissenszurechnung als gegeben und erörtert 
dann die Besonderheiten, die sich aus der Konzernierung ergeben. 
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